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Eine Frage des Eigentums
Bei der Verfassungsbeschwerde gegen den Atomausstieg beklagen die Energiekonzerne eine Enteignung

Von unserem Redaktionsmitglied
Tobias Roth

Karlsruhe. Enteignung ist ein scharfes
Wort, das schon nach Unrecht klingt.
Man kennt das von chinesischen Bauern,
Indianerstämmen aus Nordamerika
oder gar vom Kommunismus in der
DDR. Vertrieben, enteignet, um ihre
Rechte gebracht von den Stärkeren – das
sind meistens die vor Ungerechtigkeit
triefenden Geschichten, die dahinter
stecken. Um Enteignung geht es auch
bei der Klage der Energieversorger
E.ON, RWE und Vattenfall gegen den
Atomausstieg vor dem Karlsruher Bun-
desverfassungsgericht. Die Konzerne
sehen sich enteignet und wollen Scha-
densersatz. Am gestrigen zweiten und
letzten Tag der mündlichen Verhand-

lung befasste sich der Erste Senat inten-
siv mit dem Thema Enteignung und dem
Artikel 14 des Grundgesetzes. Dort heißt
es im dritten Absatz: „Eine Enteignung
ist nur zum Wohle der Allgemeinheit zu-
lässig. Sie darf nur durch Gesetz oder
aufgrund eines Gesetzes erfolgen, das
Art und Ausmaß der Entschädigung
regelt.“

Die Position der Kläger, also der Kon-
zerne, ist dabei klar. Sie argumentieren,
dass ihnen mit dem Gesetz, das die da-
malige Bundesregierung 2011 unter dem
Eindruck der Katastrophe von Fukushi-
ma auf den Weg gebracht hatte, Eigen-
tum weggenommen wurde. „Die Enteig-
nung ist die zentrale Frage des Rechts-
streits“, erklärte E.ON-Anwalt Michael
Uechtritz gestern. Die acht Verfassungs-
richter müssen vor allem klären, wel-

ches Eigentum den Konzernen denn
weggenommen wurde und ob das
unmittelbar mit diesem 13. Gesetz zur
Änderung des Atomgesetzes zusammen-
hängt.

Der Begriff Eigentum legt nahe, dass
jemand etwas verliert, das ein anderer
bekommt. Güterbeschaffung heißt das
in der Fachsprache. Und das Verfas-
sungsgericht fragte hier sehr genau
nach. Muss für eine Enteignung zwin-
gend auch Eigentum den Besitzer wech-
seln? Oder, wie Berichterstatter Michael
Eichberger fragte, ist das Nutzungsinte-
resse des Staates das entscheidende
Kriterium bei der Enteignung? Die gan-
ze Sache ist juristisch hoch komplex.
Und immer dann, wenn es kompliziert
wird, helfen Vergleiche.

Um die Sache mit dem Eigentum und
der Enteignung etwas plastischer
darzustellen, griff Verfassungsrichter
Reinhard Gaier auf ein Beispiel aus dem

Straf- und Polizeirecht zurück. Die Poli-
zei nehme einem Dealer Kokain weg,
allerdings nicht, um es selbst zu be-
sitzen, sondern um es möglichst schnell
zu verfeuern. Eine Enteignung? Ent-
schädigung für den Kokain-Dealer? Un-
denkbar. RWE-Anwalt Benedikt Wol-
fers intervenierte wenig später. Das
Kokain-Beispiel greife schon allein des-
halb nicht, weil es ja wohl schlichtweg
nicht erlaubt sei, Kokain zu besitzen. Es
ist nicht der einzige Vergleich an diesem
Tag im Verfassungsgericht.

Das Argument der Energieversorger:
Mit der Laufzeitverlängerung 2010 ist
den Konzernen eine gewisse Reststrom-
menge zugesichert worden, die ihre
Atomkraftwerke erzeugen und die sie
verkaufen können. Mit der Kehrtwende
ein paar Monate später nach Fukushima
sei diese Zusicherung kassiert worden.
Ihr Eigentum, nämlich die Reststrom-
mengen, waren futsch, weil Atomkraft-
werke sofort abgeschaltet wurden und
die verbleibende Zeit bis zur endgülti-
gen Abschaltung Ende 2022 nicht reicht,
um diese Strommengen loszuwerden.
Die Bundesregierung habe sich dabei
ziemlich verrechnet.

Bundesumweltministerin Barbara
Hendricks (SPD) wies gestern schon
zum Auftakt deutlich zurück, dass die
Bundesregierung Zusagen nicht einge-
halten habe. Dass nicht alle Reststrom-
mengen verstromt werden konnten,
„liegt an der 2011 sinkenden Strom-
erzeugung der Atomkraftwerke“, so
Hendricks. Senatsvorsitzender Ferdi-
nand Kirchhof warf zudem die Frage
auf, ob es sich bei der Gesetzesnovelle

2011 wirklich um ein reines Ausstiegs-
gesetz gehandelt habe? Die Konzerne
hätten schließlich nicht nur Atomstrom
im Portfolio gehabt. „Umgestaltung
heißt doch“, so Kirchhof, „dass etwas
untergeht und etwas Neues kommt.“ Ob
das wirklich ein Entzug sei oder nicht
vielmehr eine beschränkte Nutzung,
„die natürlich auch einen Endzeitpunkt
haben muss?“ Verfassungsrichter Jo-
hannes Masing lenkte den Blick darauf,
dass die Konzerne doch schon lange vor
2011 gewusst hätten, dass es mit der
Produktion von Atomstrom zu Ende
geht, nämlich schon mit dem Atomaus-
stieg der rot-grünen Bundesregierung
2002. „Das Ende war vorgezeichnet“, so
Masing, nur eben mit einer zeitlichen
Spanne. Um wieviel Geld es letztlich für

die Konzerne geht, wurde deutlich, als
RWE-Anwalt Benedikt Wolfers über
Reststrommengen sprach. Mit 40 Tera-
wattstunden erziele der Konzern Um-
satzerlöse von etwa 2,1 Milliarden Euro.
Erst etwas später, nach mehreren Nach-
fragen von der Richterbank, konkreti-
sierte er, was das an Gewinn bedeutet:
700 bis 800 Millionen Euro. Kein Wun-
der, dass E.ON-Anwalt Rupert Scholz
erklärte, dass 2002, das Jahr des ersten
Atomausstiegs, für die Unternehmen
„ein schmerzhafter Termin“ gewesen
sei. Er sprach auch von „Hinrichtungs-
terminen“ bei den Abschaltdaten für die
Kernkraftwerke. Das wiederum klang
dann doch wieder sehr nach ausge-
beuteten Indianern, betrogenen Bauern
und kommunistischer Diktatur.

IN DEN LEITUNGEN FLIESST BARES GELD: Um die sogenannten Reststrommengen
beim Atomausstieg ging es gestern im Bundesverfassungsgericht. Foto: dpa

Hendricks wehrt
sich gegen Vorwürfe

17. März
2014 – Nach dem umstrittenen

Krim-Referendum verschärfen die
USA und die EU ihre Sanktionen
gegen Russland.

2003 – Der frühere FDP-Spitzen-
politiker Jürgen Möllemann erklärt
seinen Austritt aus der FDP. Er
steht im Mittelpunkt einer Partei-
spenden-Affäre um ein israel-kriti-
sches Wahlkampfflugblatt im Bun-
destagswahlkampf 2002.

1969 – Golda Meir wird vom israe-
lischen Parlament zur ersten weib-
lichen Ministerpräsidentin des Lan-
des gewählt.

1959 – Nach einem gescheiterten
Volksaufstand verlässt der Dalai
Lama Tibet und flieht über den
Himalaya nach Indien. dpa

GEFRAGTER STAR: Schauspielerin
Angelina Jolie in Piräus. Foto: dpa

Jolie besucht
Flüchtlinge

Athen (dpa). US-Schauspielerin
Angelina Jolie hat sich gestern auf
dem Weg ins Flüchtlings-Elendsla-
ger Idomeni an der griechisch-ma-
zedonischen Grenze mit Migranten
in Athen getroffen. Jolie ist derzeit
in ihrer Funktion als UN-Sonder-
botschafterin für Flüchtlinge auf
Reisen und stattete sowohl Flücht-
lingen am Hafen von Piräus als auch
Migranten im Athener Flüchtlings-
lager „Eleonas“ einen Besuch ab.

Griechische Fernsehsender zeigten
Jolie gestern in den Flüchtlingsla-
gern eng umringt von Migranten
und Presseleuten. Vor allem Kinder
haben es der Schauspielerin ange-
tan; unbeirrt vom Massenauflauf
der Fotografen unterhielt sie sich
ausgiebig mit ihnen.

Vorrang für
heimische Produkte

Florenz sorgt in ganz Italien für Aufsehen

Von unserem Korrespondenten
Thomas Migge

Florenz. Die Stadtverwaltung von Flo-
renz setzt ein Zeichen. Und sorgt damit
in ganz Italien für Aufsehen. Es geht
ums Essen und das ist in Italien immer
ein ganz wichtiges Thema. Der sozialde-
mokratische Bürgermeister von Florenz,
Dario Nardella, will Schluss machen mit
immer mehr Kebabbuden und Chinares-
taurants, die sich zunehmend als „echt
japanisch“ ausgeben und somit ihre
Besucher gastronomisch aufs Glatteis
führen.

Florenz soll, so Nardella, „nicht nur
italienischer, sondern vor allem toskani-
scher werden“. Da-
mit spricht er vie-
len Bürgern aus der
Seele, die der, so
die Tageszeitung
„la Repubblica“,
„Überflutung unserer Lokalszene mit
ausländischen Imbissbuden“ mehr als
kritisch gegenüberstehen. Und so ent-
schied Nardellas Stadtverwaltung, dass
ab sofort in allen neuen Restaurants,
Trattorien, Pizzerien, Weinbars und
Imbissbuden aller Art mindestens 70
Prozent aller benutzten Lebensmitteln
nicht nur garantiert aus Italien, sondern
garantiert aus der Region Toskana
stammen müssen. Das heißt: sämtliche
Lebensmittel müssen einen Herkunfts-
nachweis, ein sogenanntes DOP-,
DOCG- oder IPG-Siegel aufweisen, das
beweist, dass ein Wein oder etwa ein Brot
aus der Toskana stammt.

„Uns geht es“, so der Bürgermeister,
„um die Identität und die Qualität unse-
rer Lebensmittel“. Eine verständliche
bürgermeisterliche Entscheidung, denn
immer öfter sorgen Lebensmittelskan-

dale auch in Florenz für Aufsehen. Ke-
babfleisch aus Deutschland wird in Flo-
renz angeliefert und ist teilweise bereits
schimmelig und Gemüse wird verarbei-
tet, das aus mit Dioxin verseuchten
Anbaugebieten der Region Kampanien
bei Neapel stammt. Was liegt da also
näher, so Nardella, „als sich auf die aus-
gezeichneten Produkte der Toskana zu
besinnen“. Und damit es nicht nur beim
Besinnen bleibt, entschied Nardella,
dass es jetzt Pflicht ist, vor allem toska-
nische Lebensmittel zu gebrauchen.

„Wir können es nicht zulassen“, er-
klärt Giovanni Bettarini, toskanischer
Assessor für wirtschaftliche Entwick-
lung, dass „in Florenz die Touristen Le-

bensmittel essen,
die von wer weiß
woher stammen“.
Auch Restaurants
und Imbissbuden,
die nicht-italieni-

sche Gerichte anbieten, müssen sich an
die 70-Prozent-Regelung halten. Über
die Einhaltung dieser Regeln wacht eine
städtische Kommission. Diese hat auch
die Aufgabe, darüber zu entscheiden,
ob weitere ethnische Lokale auf dem
Florentiner Stadtgebiet entstehen sollen
oder nicht. „Wir haben nichts gegen eth-
nische Lokale“, so Bettarini, „aber uns
geht es darum, die Qualitätsstandards
für Lebensmittel anzuheben“.

Annie Féolde, Chefin im Florentiner
Luxusrestaurant „Enoteca Pinchiorri“,
bezeichnet die Idee der Stadtverwaltung
als „Unsinn!“. „Unsere Welt“, so Féolde,
die in ihrem Lokal rein toskanisch
kocht, „ist klein geworden und unsere
Zutaten kommen also aus der ganzen
Welt“. Nur weil etwas aus der Toskana
stamme, müsse es noch lange nicht
besser sein als von anders woher.

„Uns geht es um unsere
gastronomische Identität“

Tobias Leidinger,
Nuklearrechtsex-
perte und Direktor
am Institut für Berg-
und Energierecht
der Ruhr-Universi-
tät Bochum, hält ei-
nen Verfassungs-
verstoß für möglich.

Intensive
Verhandlung

Schutzbereich der Eigentumsgarantie
des Artikel 14 des Grundgesetzes fal-
len. Vor diesem Hintergrund und un-
ter Zugrundelegung der verschiede-
nen Modelle der Bundesregierung, der
Energieversorgungsunternehmen und
der Umweltverbände zur Berechnung
der Reststrommengen, hat das Gericht
den Eindruck vermittelt, dass jeden-
falls in Bezug auf die Reststrommen-
gen des Kernkraftwerks Mühlheim-
Kärlich und in Bezug auf das Kern-
kraftwerk Krümmel ein Verfassungs-
verstoß vorliegen könnte. Und zwar
unabhängig davon, welchem Modell
zur Berechnung man folgen will.

Es wird darüber spekuliert, dass
die Energieversorgungsunter-
nehmen ihre verschiedenen Kla-
gen im Zuge eines „Deals“ zu-
rückziehen könnten, wenn sich
die Konzerne mit der Bundesre-
gierung in Sachen Endlagerung
einigen. Halten Sie das für rea-
listisch?

Leidinger: Ob die derzeit laufenden
Gespräche zwischen den Energiever-
sorgern und der Bundesregierung im
Hinblick auf die Finanzierung der
Endlagerung Auswirkungen auf die
zurzeit noch anhängigen Rechtsstrei-
tigkeiten haben, lässt sich derzeit
noch nicht absehen. In Bezug auf die
Verfassungsbeschwerdeverfahren ist
die Besonderheit zu beachten, dass
das Gericht auch dann noch eine Ent-
scheidung treffen kann, wenn die Ver-
fassungsbeschwerden – wider Erwar-
ten – zurückgenommen werden soll-
ten. Das ist die Besonderheit des Ver-
fassungsbeschwerdeverfahrens, bei
dem es um die objektive Überprüfung
eines Gesetzes geht. tob/Foto: pr

Wie bewerten Sie den Verlauf der
Verhandlung?

Leidinger: Es war eine sehr intensive
und gut strukturierte Verhandlung. In
der Sache ist deutlich geworden, dass
das Bundesverfassungsgericht durch-
aus zu der Überzeugung kommen
könnte, dass das Gesetz, also die 13.
Atomgesetznovelle, jedenfalls teilwei-
se verfassungswidrig ist.

Was ist die zentrale juristische
Frage, der Knackpunkt des Ver-
fahrens?

Leidinger: Es geht vor allem darum,
welche Rechtspositionen Eigentums-
schutz genießen und inwieweit dieser
Eigentumsschutz reicht. Anders als
die Bundesregierung argumentiert,
geht das Gericht offensichtlich davon
aus, dass auch Strommengen in den

Drei Fragen
Klage der Energiefirmen

Zschäpe berichtet
von „Schlägen“

München (dpa). Die mutmaßliche
Rechtsterroristin Beate Zschäpe hat im
NSU-Prozess erneut Fragen des Ge-
richts beantwortet. In einer vor Gericht
verlesenen Aussage berichtete sie, dass
sie mehrfach von ihrem mutmaßlichen
NSU-Komplizen Uwe Böhnhardt ge-
schlagen wurde. Das sei vor allem in der
Anfangszeit des Untergrundlebens nach
1998 passiert, „wenn ihm verbal die Ar-
gumente ausgingen“.

Zschäpe enthüllte erstmals auch Ein-
zelheiten über den Kontakt zu ihrem
mitangeklagten mutmaßlichen Helfer
André E. und dessen Ehefrau. Das Paar
habe über die Banküberfälle Bescheid
gewusst, die Böhnhardt mit dem NSU-
Komplizen Uwe Mundlos verübt haben
soll. Von den Morden und Sprengstoff-
anschlägen soll das Ehepaar E. dagegen
nichts gewusst haben. Zschäpe ist die
einzige Überlebende des NSU-Trios. Sie
ist wegen Mittäterschaft bei allen Ver-
brechen der Gruppe angeklagt.

Vier Festnahmen in Paris
War Anschlag geplant? / Belgien in Alarmstimmung

Paris/Brüssel (AFP). Im Großraum Pa-
ris sind vier mutmaßliche Islamisten
wegen möglicher Anschlagspläne fest-
genommen worden. Die drei Männer
und eine Frau seien gestern in Paris und
im nördlich angrenzenden Département
Seine-Saint-Denis gefasst worden, ver-
lautete aus Polizeikreisen. Sie seien zu-
vor wegen eines „möglichen Anschlags-
plans“ überwacht worden. „Man kann
derzeit nicht von einem unmittelbar be-
vorstehenden Anschlagsprojekt spre-
chen“, betonte ein Polizeivertreter.

Unterdessen haben die belgischen Be-
hörden nach dem Anti-Terror-Einsatz in
Brüssel zwei zunächst festgenommene

Männer wieder auf freien Fuß gesetzt.
Die beiden seien von einem Unter-
suchungsrichter ohne Anklageerhebung
freigelassen worden, erklärte die Staats-
anwaltschaft gestern. Die Fahndung
nach zwei Verdächtigen, die zuvor bei
Anti-Terror-Ermittlungen im Brüsseler
Vorort Forest auf Polizisten geschossen
haben sollen, läuft derweil weiter.

Die belgische Polizei hatte am ver-
gangenen Dienstag im Zusammenhang
mit den Anschlägen von Paris ein Haus
im Brüsseler Vorort Forest durchsucht.
Dabei war sie unter Beschuss geraten,
vier Beamte wurden verletzt, einer von
ihnen schwer.
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